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im Interview / S. 18, 19

Esch und seine 
lärmenden Hotspots

Schöffe Martin Kox spricht über 
den potenziellen „Krankmacher“ 
Lärm und erklärt, wie man die 
Situation verbessern kann.	 S. 17
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Guter Wille – mehr nicht

Dan Elvinger beschäftigt sich in 
seinem Editorial mit der Schnell-
test-Strategie im Sport und wirft 
dabei einige Fragen auf, die Zwei-
fel an der Wirksamkeit der Vorge- 
hensweise aufkommen lassen.	S. 2
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Wo das Leben (fast) wieder normal läuft
STUDIE Wieso einige Länder die Pandemie besser meistern als andere
SYDNEY In manchen Ländern läuft das 
Leben inzwischen beinahe wieder normal, 
in anderen häufen sich die Todeszahlen. 
Das australische Lowy-Institut in Sydney 
hat analysiert, wie einzelne Länder bis-
her mit der Pandemie umgegangen sind 
und wer dabei den größten Erfolg hatte. 
Dabei stellte der unabhängige Thinktank 
fest, dass es keinen großen Unterschied 

zwischen reichen und ärmeren Ländern 
gibt und autoritäre Regime keine Vorteile 
gegenüber Demokratien haben. 
  Neben Neuseeland schnitten auch Viet-
nam, Taiwan und Thailand besonders gut 
ab. Andere positive Beispiele sind Zypern, 
Ruanda, Island, Australien, Lettland und 
Sri Lanka. Ruanda, das etwas über ein 
Vierteljahrhundert nach dem Völkermord 

gerne als afrikanische Erfolgsgeschichte 
porträtiert wird, ist das einzige afrikani-
sche Land in den „Top Ten“.

Was Europa angeht, hat das Tageblatt 
einen genaueren Blick auf Finnland ge-
worfen, das erstaunlich gut dasteht.

www.tageblatt.lu 
redaktion@tageblatt.lu 
Tel.: (+352) 54 71 31-1 
Abo-Hotline: 54 71 31-407 
Boîte postale 147 
L-4002 Esch-sur-Alzette

Im Endspurt des Corona-Marathons gibt es noch so 
einige Hürden zu nehmen. Gesundheitsministerin Paulette 
Lenert wagte gestern einen Ausblick. Entscheidend ist die 
Impfkampagne, doch die läuft in den vorgesehenen Zentren 
eher schleppend. Sollte dieser Trend anhalten, wird die 
Regierung versuchen, die Impfungen auf anderem Weg 
an die Bevölkerung zu bringen.

Die Weichen stellen für 
den Corona-Endspurt

LUXEMBURG Die Herausforderungen heißen 
Impfkampagne, Teststrategie und Corona-MüdigkeitBeschwerde abgewiesen

Seit der Ankündigung des Kaufs 
von Paul Wagner & Fils durch 
Enovos/Encevo macht sich der 
Mittelstand Sorgen über fairen 
Wettbewerb. Nun hat das Ver-
waltungsgericht geurteilt.	 S. 5

Das Problem der Uploadfilter

Bis zum Frühling soll die Richt-
linie über die EU-Urheberrechts-
reform in nationales Recht 
umgesetzt werden. Der Chaos 
Computer Club hat dazu sein 
Positionspapier vorgestellt.	 S. 4

Drohende Destabilisierung

Die Infektiosität der britischen 
Virusvariante könnte geringer sein 
als zuerst befürchtet, so Forscher 
aus Luxemburg. Dennoch warnen 
sie vor einem Wiederaufflammen 
der Pandemie. 	 S. 14

Cluster in Altersheim

Im Altersheim „Am Park“ des 
sozialen Dienstleisters „Sainte-
Elisabeth“ gibt es einen größe-
ren Ausbruch des Coronavirus. 81 
Menschen wurden seit Mitte Janu-
ar positiv getestet.	 S. 6

Hilfe oder Hürde?

Am Wochenende werden in 
Luxemburg wieder einige Meister-
schaften gestartet. Zur Sicherheit 
der Sportler kommen Schnelltests 
zum Einsatz. Die Klubs sind noch 
nicht ganz überzeugt.	 S. 25, 26
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„Den Kindern wird das Recht  
auf Spiel, Sport und Freizeit verwehrt“

INTERVIEW Charel Schmit, der neue Ombudsmann für Kinderrechte, ist seit Montag im Amt
Eric Rings

Luxemburg hat mit Charel 
Schmit einen neuen Ombuds-
mann für Kinderrechte. Das 
Tageblatt hat sich mit dem Pä-
dagogen über seinen Werde-
gang, seine ersten Amts-
handlungen, seine Einstellung 
zu den Kinderrechten und was 
diese mit „Fridays for Future“ 
zu tun haben unterhalten.
 
Charel Schmit ist 48 Jahre alt, hat 
drei Kinder und hat in Köln Er-
ziehungswissenschaften studiert. 
Nach seinem Studium arbeite-
te er als „pédagogue-enseignant“ 
in der Ausbildung der Sozial-
erzieher und Sozialarbeiter und 
war ehrenamtlich in mehreren 
Organisationen, darunter dem 
Caritas-Verband und der Jugend-
organisation CSJ, aktiv, vor allem 
aber seit 2005 als Vorsitzender 
des Ances-Fachverbandes für 
soziale Arbeit, Bildung und Er-
ziehung. Am Montag hat er das 
Amt des Ombudsmanns für die 
Rechte der Kinder übernommen 
und löst damit René Schlech-
ter ab. Das Büro des Ombuds-
manns wurde im April 2020 
vom Bildungsministerium los-
gekoppelt und an die Chamber 
angegliedert. Seitdem heißt diese 
Institution „Ombudsman für Kin-
der und Jugendliche“ (Okaju). 
Im November zog der Okaju ins 
Menschenrechtshaus in die Arlo-
ner Straße, wo bereits das kon-
sultative Menschenrechtskomitee 
(CCDH) und das Zentrum für 
Gleichbehandlung (CET) sitzen. 
Zusammen mit seiner Beraterin 
in Justizfragen, Françoise Gillen, 
stellt sich Charel Schmit den Fra-
gen des Tageblatt. 

Tageblatt: Was hat Sie eigent-
lich von den Erziehungs-
wissenschaften zu den 
Kinderrechten geführt?

Charel Schmit: Eigentlich 
wenig. (überlegt) Doch, eigent-
lich gibt es schon eine große Ver-
bindung. Aber seltsamerweise 
ist es so, dass ich während mei-
nes Studiums nicht viel über 
Kinderrechte gelernt habe. Damit 
kam ich erst später in Kontakt, 
über meine Tätigkeiten in den 
Jugendorganisationen ab 1999. 
Damals gab es auch in der Cham-
ber die Spezialkommission „Jeu-
nesse en détresse“, die sich mit 
dem Thema Kinderrechte aus-
einandersetzte. Irgendwie hat 
mich seither das Thema nie los-

gelassen. Die Kinderrechte habe 
ich in meinen Neben- und Frei-
zeitaktivitäten kennengelernt 
und nicht an der Uni.

Was waren das für Aktivi-
täten?

C.S.: Im Jahr 2000 wurde die 
Grundrechtecharta der EU auf-
gestellt, in der auch die Kinder-
rechte stehen. Da haben wir von 
den Jugendorganisationen, zum 
Beispiel von der CIJL, heute 
Jugendrat, in Luxemburg junge 
Menschen ausgesucht, die daran 
teilnahmen. Ich wurde also über 
Umwege mit den Kinderrechten 
konfrontiert. Das habe ich dann 
in meine Arbeit integriert. Ich 
habe ab 2001 als Sozialpädagoge 
in Liwingen/Fentingen bei der 
Ausbildung von Erziehern und 
Sozialarbeitern gearbeitet. 2003 
kam das Uni-Gesetz. 2004 bin 
ich mit den „Educateurs gradués“ 
nach Walferdingen umgezogen. 
Dort wurde der neue Bachelor-
studiengang „Sciences sociales 
et éducatives“ von einem Team, 
dem ich angehörte, ausgearbeitet 
und umgesetzt. Wir haben das 
Thema Grundrechte und die ver-
schiedenen Module dazu auf-
gesetzt. Ich war verantwortlich 
dafür, wie wir das verankern soll-
ten. Kinderrechte haben da stets 
eine Rolle gespielt. 2012 bin ich 
dann ins LTPES („Lycée techni-
que pour professions éducatives 
et sociales“; Anm. der Red.) nach 
Mersch gewechselt. Ab dem Zeit-
punkt habe ich einen Kurs über 
Kinderrechte für Sozialarbeiter 
und Grundschullehrer an der 
Uni angeboten. 2004/05 habe ich 
die Präsidentschaft des Fachver-
bandes der Sozialarbeit, Ances, 
(„Association nationale des com-
munautés éducatives et sociales“; 
Anm. der Red.) übernommen. 
Das ist ein kleiner Fachverband, 
der aber eng mit den Kinder-
rechten verbunden ist. Hier ist 
es wichtig zu erwähnen, dass   
die Ances 1978/79 ein Sympo-
sium organisiert hat, wo Akteure 
in Luxemburg zusammenkamen 
und sich die Frage stellten, wo 
die Kinderrechte damals stan-

den. 1979 war übrigens das Inter-
nationale Jahr des Kindes. 

Zehn Jahre später wurde ja 
die Kinderrechtskonvention 
unterschrieben …

C.S.: Ja, und die Idee war be-
reits 1979 da. Die Ances hat sich 
dafür eingesetzt, dass die Kon-
vention in Luxemburg ratifiziert 
und dass ein Ombudskomitee ge-
schaffen werden sollte. 1993 hat 
Luxemburg die Kinderrechtskon-
vention dann ratifiziert. Alle fünf 
beziehungsweise zehn Jahre fragt 
das Genfer Kinderrechtskomi-
tee die einzelnen Länder, die die 
Konvention ratifiziert haben, wo 
sie mit der Umsetzung stehen. 
Die Regierung verfasst einen Be-
richt dazu. In einer zweiten Etap-
pe verfassen NGO, Institutionen 
aus dem Bereich und die Zivil-
gesellschaft einen alternativen 
Bericht zur Situation und reichen 
diesen ebenfalls in Genf ein. Das 
Komitee in Genf schaut sich die 
Berichte an, hört, was Kinder 
und Jugendliche dazu sagen und 
lädt die Verfasser des alternativen 
Berichts zu einer Stellungnahme 
ein. Danach müssen sich die 
Regierungsvertreter den Fra-
gen des Komitees stellen. An-
schließend ziehen die Genfer ein 
Fazit über die Situation in dem 
bestimmten Land und geben eine 
Rückmeldung, in welchen Be-
reichen man aktiv werden sollte. 

Die Berichte aus Luxemburg 
wurden 2020 nach Genf ge-
schickt …

C.S.: Genau. Im März 2020 
hat die Regierung ihren Bericht 
nach Genf geschickt, im Okto-
ber kamen dann die Alternativ-
berichte an die Reihe, die vom 
Okaju, der Menschenrechts-
kommission, der Unicef und 
anderen Organisationen aus-
gearbeitet wurden. Am Dienstag, 
2. Februar, wird das Genfer Ko-
mitee uns zu diesen Berichten be-
fragen. Ich möchte betonen, dass 
der Okaju keine NGO ist, son-
dern ein „national monitoring 
body“, das von der Konvention 
vorgesehen ist. Wir gelten also als 

institutioneller Ansprechpartner. 
Im Mai müssen sich dann die 
Regierungsvertreter den Fragen 
des Genfer Komitees stellen. Wir 
erwarten uns, dass das Komi-
tee auf eine Reihe Themen auf-
merksam machen wird, die dann 
in den nächsten Jahren wichti-
ge Prioritäten  sein werden. Die 
Spielregeln der Konvention be-
sagen, dass das Fazit des Komi-
tees auch publiziert und in dem 
jeweiligen Staat bekannt gemacht 
werden soll. 

Als Ombudsmann sollte man 
eigentlich eine gewisse poli-
tische Neutralität haben. Wie 
ist das eigentlich mit Ihrer 
früheren Funktion als Präsi-
dent der Christlich-sozialen 
Jugend vereinbar, die Sie von 
1998 bis 2002 innehatten? 

C.S.: … also vor knapp 20 Jah-
ren. Ich sehe da überhaupt kein 
Problem, denn der Ombuds-
mann ist gesetzeshalber und auch 
wegen des Eids, den er vor dem 
Amtseintritt leistet, an diese Un-
parteilichkeit gebunden. Defensiv 
könnte ich jetzt antworten, dass 
es vielleicht ein Problem wäre, 
wenn ich die letzten Jahre hoch-
politisch aktiv gewesen wäre, 
aber seit 2009 hatte ich ja keiner-
lei parteipolitischen Ämter mehr 
inne. Für mich ist klar, dass ich 
die Mitgliedschaft in der Partei 
nicht mehr weiterführen kann. Es 
gibt zudem eine Inkompatibili-
tät gegenüber Organisationen 
im Allgemeinen, wo ich auch 
tätig war, wie beispielsweise mei-
nem Mandat als Mitglied des 
Verwaltungsrates beim Caritas-
Verband oder beim Ances-Fach-
verband. Inzwischen habe ich 
diese Ehrenämter abgegeben. Ich 
steige überall aus. Politisch ge-
sehen, juristisch gesehen, ist die 
CSJ, beziehungsweise CSV, eine 
„Association de fait“, die vom In-
kompatibilitätsgebot im Okaju-
Gesetz nicht explizit erfasst wird. 
Dennoch werde ich die Partei-
mitgliedschaft aufgeben, damit 
keine Zweifel aufkommen. Wobei 
man mich in der CSV nicht un-
bedingt als Ja-Sager oder Mit-

läufer in Erinnerung behalten 
dürfte. 

Offensiv aber möchte ich Fol-
gendes betonen, nämlich dass es 
mir in Kinderrechtsfragen viel-
mehr um eine Herangehensweise 
geht, die man mit „unparteiischer 
Parteinahme“ beschreiben kann. 
Das bedeutet, dass wir uns mit 
keiner der beteiligten Parteien 
gemeinmachen, die miteinander 
im Konflikt sind oder ihre konträ-
ren Interessen verfolgen, sondern 
in der Sache „Partei ergreifen“ 
für das Kind, den Jugendlichen, 
seine Rechte und sein Wohl-
befinden sowie für Verfahren, die 
diese achten und ihnen Priori-
tät geben. Die konfligierenden 
Parteien können mal Eltern, 
Erziehungsberechtigte, Schu-
len, Verwaltungen oder sonstige 
Dienstleister, und ja auch Poli-
tiker jeglicher Couleur sein. Für 
meine jetzige Aufgabe ist es klar, 
wo ich stehe. Eines unserer Ziele 
ist es, die Kinderrechte in die Ver-
fassung zu bringen. In einer ers-
ten Phase haben wir das teilweise 
erreicht. Allerdings stehen sie 
nicht an der richtigen Stelle. 

Wie meinen Sie das?
C.S.: Zurzeit stehen die Kinder-

rechte unter dem Kapitel „les ob-
jectifs à valeur constitutionnelle“. 
Somit sind sie lediglich ein Ver-
fassungsziel. Das interpretieren 
wir als „nice to have“, aber das 
reicht uns nicht aus. Kinderrechte 
müssen wie die Rechte der Per-
sonen mit einer Behinderung im 
Kapitel der allgemeinen Grund-
rechte stehen, damit sie ihre volle 
Wirkung entfalten können. Wir 
müssen da noch viel Lobbyarbeit 
machen, um die Abgeordneten 
davon zu überzeugen, dass die 
Formulierungen vorne in das 
Kapitel der Grundrechte hinein-
kommen. Ich kann nicht in 
Genf erzählen, dass die Kinder-
rechtskonvention für uns wich-
tig ist, weil wir sie 1993 ratifiziert 
haben und dann knapp 30 Jahr 
später sagen, dass sie in Luxem-
burg lediglich ein Verfassungsziel 
sind. Das ist ein absolutes No-Go. 
Wenn sie an dieser Stelle stehen, 
riskiert es mehr zu schaden als 
der Sache zu dienen.

Françoise Gillen: Diese Emp-
fehlung steht jedes Jahr in unse-
rem Jahresbericht. 

Luxemburg hat zudem immer 
noch fünf „Reserven“ offen-
stehen, also Vorbehalte, die 
bei der Ratifizierung 1993 ge-
macht wurden, weil die lu-
xemburgische Gesetzgebung 
in diesen Punkten im Wider-

Der neue Ombudsmann Charel Schmit wird sich heute vor dem Genfer Komitee Fragen zum 
alternativen Bericht für Kinderrechte stellen
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Offensiv aber 
möchte ich  
Folgendes betonen, 
nämlich dass es mir in 
Kinderrechtsfragen 
vielmehr um eine 
Herangehensweise 
geht, die man mit 
„unparteiischer 
Parteinahme“ 
beschreiben kann

Charel Schmit
Ombudsmann für Kinderrechte

Wir müssen da noch 
viel Lobbyarbeit  
machen, um die  
Abgeordneten davon 
zu überzeugen, dass 
die Formulierungen 
vorne in das Kapi-
tel der Grundrechte 
hineinkommen. 

Charel Schmit
Ombudsmann für Kinderrechte

LOKALES Tageblatt
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spruch zur Kinderrechtskon-
vention stand. Wie wollen Sie 
dieses langjährige Problem 
lösen?

C.S.: Wir haben bei den Re-
serven heute ganz andere Argu-
mente, weil sie sich alle im 
zivilrechtlichen Bereich befinden 
und von der gesellschaftlichen 
und teils auch rechtlichen Reali-
tät eingeholt worden sind. Und da 
hat sich seit 1993 sehr viel getan. 
Damals war auf dem politischen 
Plan ein anderes Kräfteverhält-
nis, sonst wären die einen oder 
anderen Reserven auch schon da-
mals fallen gelassen worden. Wir 
haben heute das Gesetzesprojekt 
„Accès aux origines“, das Justiz-
ministerin Sam Tanson im Herbst 
im Parlament einbrachte. Nach-
dem es von der Chamber an-
genommen werden wird, ergibt es 
keinen Sinn mehr, die betreffende 
Reserve aufrechtzuerhalten. Die-
ser Vorbehalt wurde damals mit 
dem Hinweis auf den „Accouche-
ment anonyme“ gemacht, weil 
die Kinder per Gesetz nicht die 
Möglichkeit hatten, ihre leibliche 
Abstammung zu erfahren. Genau 
dies ist aber eine der Forderungen 
in der Kinderrechtskonvention. 
Die Gesetzesvorlage sieht nun 
eine entsprechende Prozedur vor.

Das Gleiche gilt für die Ver-
sammlungsfreiheit. Stichwort 
„Greta“ und „Fridays for Future“. 
Da hat Luxemburg eine Reser-
ve gemacht, weil es der Meinung 
ist, dass Minderjährige keine Ver-
einigung gründen können. Das 
wird heute im Sinne von „Fri-
days for Future“ anders gesehen. 
Bei der Überarbeitung des 1928er 
Gesetzes der Vereinigungen 
ohne Gewinnzweck muss dem 
Rechnung getragen werden. 
Junge Menschen, die sich zivil-
gesellschaftlich engagieren wol-
len, sollten nicht daran gehindert 

werden, sich selbst zu organi-
sieren, um ihre Anliegen umzu-
setzen.

Seit April 2020 seid ihr 
nicht mehr dem Bildungs-
ministerium, sondern der 
Chamber angebunden. Hat 
das in der Hinsicht etwas ge-
ändert?

F.G.: Kinderrechte werden 
meistens nur im Zusammenhang 
mit der Familie und der Schule ge-
sehen. Deshalb standen wir frü-
her auch unter der Aufsicht des 
Familienministeriums und später 
des Bildungsministeriums. Im Ge-
setz stand, dass der alljährliche 
Bericht an die Regierung als sol-
cher eingereicht werden sollte. 
Premierminister Xavier Bettel war 
der Erste, der das Zeichen gab, 
dass Kinderrechte transversal sein 
sollten, indem er den jährlichen 
ORK-Bericht an die Regierung 
auch persönlich entgegennahm. 
Wir waren dann eigentlich nur 
noch im Bildungsministerium, 
um unser Budget zu bekommen. 
Der direkte Ansprechpartner war 
an sich schon der Staatsminister. 
Nun geht es darum, dass auch 
die Chamber dies versteht, so-
dass wir unseren Bericht dem gan-
zen Parlament vorstellen können 
und nicht nur der Bildungs- und 
Familienkommission.

C.S.: Das neue Okaju-Gesetz 
sieht jetzt nur die Chamber als 
Adressaten des Berichtes. Aber 
es freut mich sehr, vergangene 
Woche vom Premierminister ge-
hört zu haben, dass er uns weiter-
hin zum Jahresbericht empfangen 
möchte. In der Tat ist die Un-
abhängigkeit des Okaju jetzt weit-
reichender und gesetzlich stärker 
verankert. Doch nur mit den ent-
sprechenden Mitteln, die das 
Parlament uns ab 2021 bewilligt 
hat, kann diese zum Tragen kom-
men. So werden wir demnächst 
neben Françoise Gillen vier wei-
tere Personen einstellen können. 
Zwei für im Frühjahr und zwei im 
Herbst.

F.G.: Jetzt können wir als neut-
rale Institution die Regierung kri-
tisieren, ohne Drohungen von 
Budgetstreichungen befürchten zu 
müssen. 

Ihr seid dadurch also un-
abhängiger?

F.G.: Ja, Budget-technisch ge-
sehen schon. 

C.S.: Aber auch was die Ak-
tionen angeht, sind wir freier als 
davor. Das gibt uns ganz ande-
re Gestaltungsmöglichkeiten. Es 
ist an uns, diesen Spielraum sinn-
voll zu nutzen. Es war immer eine 
Kritik, dass wir Budget-technisch 
abhängig sind. Die Chamber hat 
einen Teil zusätzlicher Ressour-
cen nun freigegeben und das müs-
sen wir nun in dem Sinne hier 
ausbauen, dass wir unserer Rolle 
auch gerecht werden. Da bin ich 
ganz optimistisch. Klar ist aber 

auch, dass es keine koordinierte 
Politik in der Regierung gibt, 
was die Kinderrechte anbelangt. 
Es gibt keinen „Plan d’action na-
tional“ wie in vielen anderen 
Bereichen. Deshalb wäre eine ko-
ordiniertere Herangehensweise 
der Regierung hier wünschens-
wert.  Zum Beispiel haben wir 
jetzt die Reform des Scheidungs-
gesetzes. Sie kommt zwar 20 
Jahre zu spät, aber wenigstens ist 
sie nun da. Davor bekamen Trans- 
und Intersex-Kinder das Recht, 
ihren Namen zu ändern. Wir 
haben nun also viele Argumente, 
um diese Reserven gegenüber der 
Konvention jetzt aufzuheben, weil 
sich unser Zivilrecht in vielen Be-
reichen weiterentwickelt hat. Die 
politische Energie ist da. Und ich 
glaube, dass der Stellenwert in 
Bezug auf die Konvention heute 
bei den Abgeordneten fraktions-
übergreifend ein ganz anderer 
ist, was mich zusätzlich positiv 
beziehungsweise zuversichtlich 
stimmt.

Das Scheidungsgesetz wurde 
zum Wohl der Kinder re-
formiert. Wie aber steht es 
um das Wohl der jungen Men-
schen in Zeiten der Pandemie? 
Wie geht es ihnen heute?

F.G.: Schlecht.
C.S.: Mein Vorgänger René 

Schlechter sprach in diesem Zu-
sammenhang auch von einer 
„schleichenden Traumatisierung“. 
So wie bei den Erwachsenen wer-
den auch die Rechte der Kin-
der stark beeinträchtigt, doch bei 
ihnen tut es doppelt weh: Ge-
rade in der Lebensphase, wo sie 
ein Bewusstsein für ihre Freiheits-
rechte entwickeln, werden ihnen 
diese drastisch eingeschränkt. Zu-
dem wissen wir, dass das subjekti-
ve Zeitempfinden in der Kindheit 
und Jugend anders ist und laue 
Sommerferien oder miese Winter-
monate eine Ewigkeit dauern. 
Ihre Entwicklung wird dadurch 
beeinträchtigt, dass sie zurzeit 
nicht das Recht haben, ihren 
altersgemäßen Aktivitäten nach-

zugehen. Einer der Leitgedanken 
der Konvention ist ja das Recht 
auf Leben und Entwicklung, 
und gerade jetzt und über mehr 
als ein Jahr hinweg wird Kin-
dern und Jugendlichen verwehrt, 
ihren dem Alter entsprechenden 
„Entwicklungsaufgaben“ nachzu-
gehen. Sie sind ja nicht nur Schü-
ler, sondern junge Menschen, die 
ihre Freiheit entdecken und aus-
probieren wollen und sollen. 
Ihnen wird ebenso das Recht 
auf Spiel, Sport, Freizeit und Er-
holung verwehrt. Und ständig 
online sein bis die „fatigue numé-
rique“ einen einholt, sollte uns be-
unruhigen. Das Recht auf Bildung 
ist ebenfalls betroffen, denn es be-
steht kein Zweifel daran, dass sich 
die ohnehin bestehenden struk-
turellen Bildungsungleichheiten 
durch die Pandemie verschärfen 
werden. Betroffen sind vor allem 
Kinder, die zu Hause nicht so 
unterstützt werden können, wie 
die Schule in Luxemburg es nun 
einmal voraussetzt. Deshalb müs-
sen wir hier massiv gegensteuern 
und verschiedene Settings an-
bieten, in denen Versäumtes 
nachgeholt oder vertieft werden 
kann. Die Pandemie trifft die Kin-
der halt sehr unterschiedlich. 

F.G.: Wir entscheiden als Er-
wachsene über die Kinder. Sie 
wurden in der ganzen Pandemie 
nicht gefragt. Eine Ausnahme ist 
die Uni.lu-Studie „Covid-Kids“. 
Für mich ist das sehr traurig.

C.S.: Irgendwann kommt die 
Zeit der Lockerungen. Jetzt ist 
ein guter Zeitpunkt, etwas auf lo-
kaler Ebene aufzustellen, damit 
die jungen Menschen wieder er-
fahren können, was Partizipa-
tion ist. Deshalb mache ich einen 
Appell an die Gemeindever-
antwortlichen, Schulleitungen, 
Sportvereine und andere Clubs, 
sich jetzt schon Gedanken zu ma-
chen, welche Aktivitäten man mit 
den Kindern und Jugendlichen ge-
meinsam planen und bereits an 
Ostern oder Pfingsten anbieten 
könnte. Solche Aktivitäten soll-
ten zusätzlich zu den üblichen 
Sommeraktivitäten stattfinden. 
Die Kinder müssen herausgehen. 
Vor allem jene, die zu vielen Ge-
schwistern in kleinen Wohnun-
gen leben. Es ist nicht für jeden 
eine Luxus-Quarantäne, die es für 
die „happy few“ ist. Die nächs-
ten drei Monate werden die hef-
tigsten sein. Bis man wieder mehr 
draußen machen kann. Wir kom-

men jetzt in eine Zeit, in der kein 
Nachfragen zu viel ist, wenn wir 
mitbekommen, dass es einem 
Kind oder Jugendlichen nicht gut 
geht; kein Gespräch mit ihm oder 
seinen Eltern, keine E-Mail oder 
einen Anruf an die Eltern. Gera-
de jetzt heißt es, aufeinander auf-
zupassen. 

Was wird Ihre erste Amts-
handlung als Ombudsmann 
sein, wenn Sie am 1. Febru-
ar anfangen? [Das Interview 
wurde bereits am 26. Januar 
geführt; Anm. der Red.]

C.S.: Am Montagvormittag 
werden wir an einer Anhörung 
mit Familien- und Integrations-
ministerin Corinne Cahen teil-
nehmen, bei der Vorschläge zur 
Stärkung der Integrationspolitik 
ausgetauscht werden sollen. Ich 
werde einige Telefonate führen, 
um mich über die Situation der 
Kinder in bestimmten Bereichen 
zu informieren. Insbesondere in 
den „Foyers pour mineurs non 
accompagnés“ sowie in den klas-
sischen „Foyers d’accueil“, also 
Kinderheimen und Jugendwohn-
gruppen, die im Rahmen der 
„Aide à l’enfance et à la famille“ 
funktionieren. Der Okaju kann 
ja auch Besichtigungen vor Ort 
machen. Ich kann mir vorstellen, 
diese in diesem Bereich vorzu-
nehmen, allerdings nicht am ers-
ten Tag, sondern wir werden 
hierzu eine Arbeitsmethode er-
stellen. Die Visiten sind nämlich 
das andere wichtige Instrument 
des Okaju. Also auf die Plätze 
gehen, wo Kinder und Jugend-
liche unter öffentlicher Ver-
antwortung leben, erzogen oder 
betreut werden. Mein Vorgänger 
René Schlechter hat das auch be-
nutzt. Bei den Besichtigungen 
werden wir jene Jugendein-
richtungen besuchen, wo sonst 
niemand hingeht. Für viele Be-
reiche sind Qualitätsagenten ein-
geteilt, die diese überprüfen.  In 
diesem Bereich ist bislang eine 
solche Qualitätskontrolle nicht 
vorgesehen. Außerdem werde ich 
Außenminister Jean Asselborn 
anschreiben wegen besonderer 
Härtefälle, die an den Okaju 
herangetragen wurden, aber auch 
um ihn in der voluntaristischen 
Politik zu beglückwünschen und 
unterstützen, unbegleitete Jugend-
liche aus Griechenland in Luxem-
burg aufzunehmen im Rahmen 
der europäischen Asylpolitik.

Für Françoise Gillen bedeutet die Anbindung des Okaju an die 
Chamber, dass das Ombudskomitee als neutrale Institution 
die Regierung kritisieren kann, ohne Drohungen von Budget-
streichungen befürchten zu müssen 
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Charel Schmit macht einen Appell an die Gemeindeverantwort-
lichen, Schulleiter und Sportvereine, sich jetzt schon Gedanken 
zu machen, welche Aktivitäten man jungen Menschen bereits 
an Ostern oder Pfingsten anbieten könnte
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Premierminister  
Xavier Bettel war 
der Erste, der das 
Zeichen gab, dass 
Kinderrechte  
transversal sein  
sollten, indem er 
den jährlichen ORK- 
Bericht an die  
Regierung auch 
persönlich  
entgegennahm 
  
 Françoise Gillen
Beraterin für Justizfragen beim Okaju

Klar ist aber auch, 
dass es keine  
koordinierte Politik in 
der Regierung gibt, 
was die Kinderrechte  
anbelangt. Es gibt 
keinen „Plan d’action 
national“ wie in vielen 
anderen Bereichen. 
Deshalb wäre eine 
koordiniertere  
Herangehensweise 
der Regierung hier 
wünschenswert.

Charel Schmit
Ombudsmann für Kinderrechte

Es ist nicht für jeden 
eine Luxus- 
Quarantäne, die es 
für die „happy few“ 
ist. Die nächsten drei 
Monate werden die 
heftigsten sein. Bis 
man wieder mehr 
draußen machen 
kann.

Charel Schmit
Ombudsmann für Kinderrechte
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